
 

Sprechzeiten BürgerService in Diepholz Bankverbindungen 
Mo + Di 7:30 - 17:00 Uhr, Mi 7:30 - 15:00 Uhr, Do 7:30 - 18:30 Uhr, Kreissparkasse Diepholz 
Fr 7:30 - 13:00 Uhr IBAN:   DE45 2565 1325 0000 0131 44  BIC:  BRLADE21DHZ 

Sprechzeiten der Anlaufstellen der Ausländerstelle Kreissparkasse Syke 
Di  8:00 - 12:00 Uhr, Do 8:00 – 12:00 Uhr, Do 14:00 - 17:00 Uhr IBAN:   DE20 2915 1700 1110 0101 37  BIC:  BRLADE21SYK 

Übrige Öffnungs- und Sprechzeiten siehe unter www.d iepholz.de.  Volksbank Diepholz 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller anderen Fach dienste stehen  A IBAN:   DE19 2569 1633 3211 0995 00  BIC:  GENODEF1SUL 
Ihnen außerdem nach telefonischer Vereinbarung zur Verfügung.   
 . . . 
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L a n d k r e i s   D i e p h o l z .  Postfach 1340  .  49343 Diepholz 

 

 
Ausnahmegenehmigung zum Befahren des Dümmers mit bi s zu 40 zusätzlichen Motor-
booten in der Zeit vom 25.07.2020 bis zum 08.08.202 0 
 
 
Sehr geehrter Herr Dannhus,   
 
aufgrund und nach Maßgabe Ihres Antrages vom 21.11.2019 erteile ich Ihnen gem. § 20 Absatz 
1 DStMVO und § 17 Abs. 1 in Verbindung mit § 17 Abs. 3 DStMVO die Genehmigung zur Be-
fahrung des Dümmers  
 
─ in der Zeit vom 25.07.2020 bis zum 08.08.2020 ,  
 
─ zu Rettungs- und Bergungsanlässen, zur Sicherung von Regatten und Trainingsmaßnah-

men,  
 
─ mit bis zu 40 zusätzlichen Booten mit Verbrennungsmotoren (bis 6 m Länge und bis zu 

2,50 m Breite, Leistung von bis zu 60 PS).  
 
Nebenbestimmungen: 
 
1. Der Einsatz der Boote ist auf das notwendige Mindestmaß zu begrenzen und ist nur zu 

den o. g. Einsatzzwecken zulässig. 
 

2. Die Verbrennungsmotoren müssen den Abgasvorschriften der Bodensee-
Schifffahrtsordnung (BSO) entsprechen (Art. 13.11 a BSO in Verbindung mit Anlage C).  
 

3. Vor Einsatz der Motorboote ist mir anhand des beigefügten Vordruckes („Beschreibung des 
Bootes und des Verbrennungsmotors/ Betriebssicherheitsnachweis“) eine Beschreibung des 
Motorbootes einschließlich des Bootsmotors vorzulegen. 
 

4. Das Motorboot darf nur im betriebssicheren Zustand eingesetzt werden. Der Nachweis über die 
Betriebssicherheit (= Bescheinigung eines Bootssachverständigen oder einer anerkannten 

 Der Landrat 
 Fachdienst Umwelt und Straße 
   
   
Auskunft erteilt: Frau Labbus 
Gebäude: Kreishaus Diepholz 
   
Zimmer: B143 
Telefon: 05441 976-1260 
Telefax: 05441 976-1760 
E-Mail: * Birgit.Labbus@diepholz.de 
  
Zentrale / Telefon: 05441/976-0 
Internet: * http://www.diepholz.de  

*Hinweis Infos zur rechtssicheren und rechtsverbindlichen 
  elektronischen Kommunikation finden Sie auf den 
  Internetseiten des Landkreises Diepholz 

 
 
Wettfahrtgemeinschaft Dümmer e. V. 
Herrn Jens Dannhus 
Burlager Str. 52 
49459 Lembruch 

Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom Mein Zeichen (bei Antwort bitte angeben)  49356 Diepholz, Niedersachsenstr. 2 

       66.32.131 (7548) 05.02.2020  
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Fachfirma) ist mir vor der Befahrung des Dümmers unaufgefordert vorzulegen. Hierfür ist der 
beigefügte Vordruck („Beschreibung des Bootes und des Verbrennungsmotors/ Betriebssicher-
heitsnachweis“) zu verwenden. 
 

5. Die Motorboote müssen gekennzeichnet sein. Die Kennzeichen der Boote sind der Poli-
zeiinspektion Nienburg/Schaumburg, Wasserschutzpolizeistation Nienburg, Brückenstr. 8, 
31582 Nienburg und mir bis zum 20.07.2020 mitzuteilen.  
 

6. Folgende Ausrüstungsgegenstände müssen in den Booten mitgeführt werden: 
 
─ 1 Schleppleine (20 m) 
─ 1 Anker mit Ankerleine (10 m) 
─ 1 Paddel 
─ 1 Bootshaken 
─ 1 Erste Hilfe-Kasten nach DIN (Größe wie im Kfz.) 

 
7. Für jedes Motorboot ist ein Logbuch/Betriebstagebuch zu führen. Über jede Fahrt ist un-

mittelbar nach dem Einsatz eine Eintragung durch den Bootsführer vorzunehmen und 
durch Unterschrift zu bestätigen. Die wichtigsten Daten (Fahrzeugführer, Datum, Beginn 
und Ende der Fahrt/Uhrzeit, Einsatzzweck/Begründung der Fahrt) sind im Log-
buch/Bootstagebuch zu notieren.  
 
Die Logbücher/Bootstagebücher sind mir auf Aufforderung vorzulegen.  

 
Die Kosten dieses Verfahrens haben Sie zu tragen. Die Höhe der Kosten ergibt sich aus nach-
stehender Kostenfestsetzung. 
 
Begründung: 
 
Die Benutzung von Booten mit Verbrennungsmotoren auf dem Dümmer geht über den Ge-
meingebrauch hinaus und bedarf nach § 20 Abs. 1 DStMVO der Genehmigung, welche nur mit 
Zustimmung des Gewässereigentümers erteilt werden kann.  
 
Genehmigungsfähig ist der Einsatz von Verbrennungsmotoren nur, wenn dies mit den in 
§ 15 Abs. 2 DStMVO genannten Belangen vereinbar ist. Hiernach kann die Genehmigung aus 
Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des Wasserhaushalts, des 
Verkehrs, der Gefahrenabwehr, der Sicherstellung der Erholung oder des Schutzes der Natur 
und Landschaft versagt und mit Nebenbestimmungen versehen werden.  
 
Im Hinblick auf die Funktion des Dümmer als Landschafts- und Naturschutzgebiet sowie FFH- 
und EU-Vogelschutzgebiet kann die Ausnahmezulassung nur in begründeten Einzelfällen im 
unbedingt notwendigen Ausmaß erteilt werden.  
 
Notwendig wäre die Befahrung des Dümmer mit Booten, welche mit Verbrennungsmotoren 
ausgestattet sind, lediglich für Rettungs- und Sicherungszwecke.  
 
Der zusätzliche Bedarf an bis zu 40 Motorbooten für die vorgenannten Zwecke wurde mit 
Schreiben vom 21.11.2019 dargelegt. Da die Motorboote nur für die Veranstaltung zeitlich be-
grenzt auf dem Dümmer eingesetzt werden sollen, konnte die Genehmigung erteilt werden. 
 
Da die Motorboote als Rettungsfahrzeuge genutzt werden (sollen), ist zugleich eine Genehmi-
gung nach § 17 Abs. 3 DStMVO erforderlich. Auch diese Genehmigung bedarf der Zustim-
mung des Gewässereigentümers, die auch erteilt wurde.  
 
Gem. § 17 Abs. 2 DStMVO bin ich berechtigt aus Gründen der Gefahrenabwehr Anforderun-
gen an den Bau und die Ausstattung sowie die Benutzung der Fahrzeuge zu stellen und die 
Genehmigung mit Nebenbestimmungen zu versehen.  
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Der Gewässereigentümer hat der Erteilung der Genehmigung nach § 20 Abs. 1 DStMVO in 
Verbindung mit § 17 DStMVO zugestimmt.  
 
Um das Wohl der Allgemeinheit zu wahren und um nachteilige Auswirkungen zu verhüten, 
waren die vorstehenden Nebenbestimmungen auf der Grundlage des § 20 Abs. 1 DStMVO in 
Verbindung mit § 15 Abs. 2 DStMVO sowie des § 17 Abs. 2 DStMVO anzuordnen.  
 
Sie haben Anlass zu der Amtshandlung gegeben und daher gem. § 1 und § 5 NVwKostG die 
Kosten zu tragen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden, der schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim Landkreis Diepholz, Nie-
dersachsenstraße 2, 49356 Diepholz, einzulegen wäre. 
 
Kostenfestsetzung: 
 
Für meine vorstehende Amtshandlung erhebe ich entsprechend den §§ 3 und 9 des 
NVwKostG in Verbindung mit § 1 AllGO und Nr. 96.19 des Kostentarifs zur AllGO eine Gebühr 
in Höhe 67,00 Euro. 
 
Diese Gebühr ermittelt sich wie folgt: 
 
Nach der Tarif-Nr. 96.19 AllGO beträgt die zu erhebende Gebühr zwischen 26,00 Euro und 
495,00 Euro. Es handelt sich hierbei um eine Rahmengebühr gem. § 9 NVwKostG. 
Bei der Festsetzung der Gebühr ist nach § 9 Abs. 1 NVwKostG das Maß des Verwaltungsauf-
wandes für die einzelne Amtshandlung sowie der Wert des Gegenstandes der Amtshandlung 
zu berücksichtigen.  
 
Die Gebühr nach Zeitaufwand beträgt für Beamte des gehobenen Dienstes sowie vergleichba-
re Angestellte gem. § 1 Abs. 4 Nr. 3 c AllGO je angefangene Viertelstunde 16,75 Euro. Unter 
Berücksichtigung dieses Gebührensatzes und des mir entstandenen Zeitaufwandes errechnet 
sich eine Gebühr in Höhe von 67,00 Euro.  
 
Die Verwaltungsgebühr bitte ich binnen eines Monats nach Zugang dieses Bescheides auf 
eines der auf Seite 1 angegebenen Konten unter Nennung des Kassenzeichens 
0512220304158 einzuzahlen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Kostenfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden, der schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim Landkreis 
Diepholz, Niedersachsenstraße 2, 49356 Diepholz, einzulegen wäre. 
 
Ein etwaiger Widerspruch entbindet nicht von der Zahlungsverpflichtung, da nach § 80 Absatz 2 
Ziffer 1 VwGO die aufschiebende Wirkung des Widerspruches bei der Anforderung von öffentli-
chen Kosten entfällt. 
 
Hinweise: 
 
1. Gem. § 7 Abs. 1 DStMVO dürfen die Motorboote nur im betriebssicheren Zustand einge-

setzt werden. Eigentümerinnen und Eigentümer sowie Halterinnen und Halter sind ver-
pflichtet, der Wasserschutzpolizei und mir auf Verlangen die Betriebssicherheit nachzu-
weisen.  
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2. Die Bootsführer müssen im Besitz eines gültigen Befähigungsnachweises im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 DStMVO) sein.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
i. A. gez. Labbus  
 
Labbus 
 
 
 
 
 
 
      
 


